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Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Femmeldewesen 

(23. Aussdiuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Holkenbrink, Lemmrich und Genossen und Fraktion 

der CDU/CSU 

— Drucksache IV/804 — 

hetr. Anpassung des Transportvolumens des Güterfernverkehrs 
an die Verkehrsnachfrage 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) 


Der Antrag der Abgeordneten Müller-Heriiijann, 
Holkenbrink, Lemmrich und Genossen und Fraktion 
der CDU/CSU — Drucksache IV/804 — wurde in der 
54. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 16. Ja- 
nuar 1963 an den Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen federführend und an den Wirt- 
sdiaft?sausschuß mitberatend überwiesen. Er bezieht 
sich auf den Entschließ ungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU zur dritten Beratung der von der Bundes- 
regierung eiingeb rächten Verkehrsgesetze — Um- 
druck 984 vom 28. Juni 1961. 

Der mitbeteiligte Wirtschaftsausschuß hat die An- 
nahme des Antrages empfohlen. 

Nach § 9 Abs. 1 des Güterkraftverkehrsgesetzes 
vom 17. Oktober 1952 sind vom Bundesminister für 
Verkehr mit Zustimmung des Bundesrates die 
Höchstzahlen der Kraftfahrzeuge für den Güterfern- 
verkehr und der Fahrzeuge für den Möbelfernver- 
kehr unter Berücksichtigung des öffentlichen Ver- 
kehrsbedürfnisses und der Verkehrssicherheit auf 
den Straßen festzusetzen. Die Antragsteller haben 
mit ihrem Antrag beabsichtigt, den Bundesverkehrs- 
minister zu einer schnellstmöglichen Anpassung des 
Transportraums des Güterfernverkehrs an die Ver- 
kehrsnachfrage zu veranlassen und dabei das Gut- 
achten der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
zu berücksichtigen. Die Höchstzahlen wurden zuletzt 
durch Verordnung vom 28. August 1957 festgesetzt. 
Das Kontingent erfuhr eine Erweiterung durch die 


Verordnung vom 16. Juni 1959, mit der lediglich das 
zusätzliche Kontingent für das Saarland festgesetzt 
wurde, in dem um diese Zeit das Güterkraftver- 
kehrsgesetz in Kraft trat. Die Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr hat in ihrem von den Antragstel- 
lern angeführten Untersuchungsbericht vorgeschla- 
gen, die Kontingente im Güterfernverkehr um insge- 
samt 8 V. H. zu erhöhen. 

Für eine Erhöhung des Kontingents spricht, daß 
gegenüber 1957 das Bruttosozialprodukt und die 
Industrieproduktion erheblich angestiegen sind. 
Auch konnte der Groß-, Außen- und Einzelhandel 
höhere Umsätze gegenüber 1957 erzielen. Auch die 
Einführung der 5-Tage-Woche in weiten Bereichen 
der Volkswirtschaft trug zu einer Verknappung des 
Laderaumangebots bei. In Einzelfällen soll es nicht 
möglich gewesen sein, Lastkraftwagen des gewerb- 
lichen Güterfernverkehrs für Transporte nach Berlin 
zu bekommen. Auch ergaben sich Schwierigkeiten 
bei der Beförderung niedrig tarifierter Güter und aus 
bzw. in verkehrsungünstig gelegene Gebiete. 

Gegen eine Kontingentserhöhung wurde vorge- 
bracht, daß die Beschleunigung des Fahrzeugumlaufs 
praktisch eine Kapazitätserweiterung gegenüber 
1957 erbracht hat. Der gleiche Erfolg ist durch eine 
Verbesserung des Verhältnisses von Nutzlast zu 
Totlast und durch die Verkürzung der Be- und Ent- 
ladezeiten infolge mechanisierter Verladung einge- 
treten. Durch Transportverlagerungen auf Pipelines 
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sind nicht unbeträchtliche Kapazitäten an Tankfahr- 
zeugen freigeworden. Außerdem ist nach den Ver- 
handlungen innerhalb der EWG noch in diesem Jahr 
damit zu rechnen, daß erheblich größere Lastzüge 
auch im innerdeutschen Verkehr eingesetzt werden. 
Hierdurch ergebe sich eine Kapazitätsausweitung bis 
ZU 20 V. H. Bei einer Kontingentserhöhung müsse bei 
der Deutschen Bundesbahn mit erheblichen Ein- 
nahmeausfällen gerechnet werden. 

In der EWG zeichnet sich ab, daß die bilateralen 
Kontingente erheblich angehoben und außerdem Ge- 
meinschaftsgenehmigungen eingeführt werden. Eine 
derartig erweiterte Transportkapazität im internatio- 
nalen Verkehr würde bei einem zu knappen Ange- 
bot im Binnenverkehr zu Verlagerungen von bin- 
nenlänidischen Wirtschafts- und Verkehrsströmen ins 
Ausland führen. 

Im Ausschuß wurde von mehreren Sprechern be- 
fürwortet, die Zahl der Bezirksgüterfernverkehrsge- 
nehmigungen stärker anzuheben. Sie sollten insbe- 
sondere zur Verstärkung der Verkehrsbedienung in 
den verkehrsmäßig ungünstig gelegenen Randgebie- 
ten der Bundesrepublik eingesetzt werden. 

Die vorerwähnten Gesichtspunkte sprechen, allein 
betrachtet, für eine recht erhebliche Erweiterung des 


Kontingents an Genehmigungen für den innerdeut- 
schen gewerblichen Güterfernverkehr. Sie würden 
jedoch die Laderaumkapazität so vergrößern, daß es 
zu einer empfindlichen Beeinträchtigung der gesam- 
ten binnenländischen Verkehrsordnung und damit 
vor allem der wegen ihrer gemeinwirtschaftlichen Ver- 
kehrsbedienung unentbehrlichen Eisenbahn kommen 
würde. Das aber soll gerade durch die Kontingentie- 
rung des gewerbli^en Güterfernverkehrs verhindert 
werden. Einer erheblichen Aufstockung würde ferner 
der nach § 9 Abs. 1 GüKG ebenfalls zu berücksichti- 
gende Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit auf den 
Straßen entgegenstehen. 

Während der Verhandltfiigen des Ausschusses 
faßte das Bundeskabinet^ seiner Sitzung vom 
17. Dezember 1963 den Qe8c^|uß, die Höchstzahl der 
Kraftfahrzeuge für den C^ü^qrfernverkehr um rund 
2000 zu erhöhen. 

Daraus ergab sich für den Ausschuß die Notwen- 
digkeit, den Antrag umzuforn^ulieren. 

In seiner Sitzung vom 23. Japuar 1964 beschloß die 
Mehrheit des Ausschusses, dem Plenum die in dem 
nachfolgenden Ausschuß antrag vorgeschlagene Fas- 
sung zur Annahme 2 U empfehlen. 


Bonn, den 18. Februar 1964 


Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

zuistimmend von dem Beschluß der Bundesregierung 
Kenntnis zu nehmen, das Kontingent für den gewerb- 
lichen Güterfernverkehr um eine dem Verkehrs(be- 
dürfnis angemessene Zahl von rund 2000 Konzesisio- 
nen auf rund 24 000 Konzessionen zu erhöhen, sowie 
davon, daß das Bundesministerium für Verkehr be- 
müht ist, in Durchführung dieses Beschlusses ge- 
meinsam mit den Ländern eine dementsprechende 
Rechtsverordnung iso schnell wie möglich in Kraft zu 
setzen. Dabei sollen die Interessen der verkehrsun- 
günstig gelegenen Gebiete berücksichtigt werden. 


Bonn, den 23. Januar 1964 


Der Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen 
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Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 



